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IWF/Weltbank:
Die Zwillingsinstitutionen tragen zur

weltweiten Verelendung bei



Die internationale Gemeinschaft der Banken und
internationalen Finanzinstitutionen wie Weltbank und
Internationaler Währungsfonds (IWF) zwingt staatli-
che Programme zu kürzen oder ganz zu streichen.
Der Rotstift wird vor allem im Sozial-, Bildungs- und
Umweltbereich angesetzt. Seit dem Amtsantritt von
Ronald Reagan in den USA und Margaret Thatcher
in Großbritannien verfolgt der IWF konsequent einen
Kurs, der auf Strukturanpassungsprogramme zur
Überwindung von Überschuldungsproblemen setzt.
Die Schuldnerländer werden mit harten Sparauflagen
wieder zur marktwirtschaftlichen Räson gebracht.
Dabei wird allen IWF-Bittstellern dieselbe Medizin
verordnet, deren soziale und ökologische Folgen oft-
mals verheerend sind.

Grundsätzlich hat der IWF seit 1944, dem Geburts-
jahr des IWF und der Weltbank, die Aufgabe, für den
internationalen Zahlungsausgleich zu sorgen. Aber
das Bretton-Woods-Abkommen hat die Geschichte
früherer Verschuldungskrisen heutiger Entwicklungs-
und Schwellenländer nur fortgeschrieben. Denn: Auf-
grund eines Quotensystems haben die großen
Industrieländer und vor allem die USA in dem Gre-
mium unangefochten das Sagen, und das
Abkommen nimmt einseitig nur die Schuldnerländer
in die Pflicht. Zwar wurde komplementär zum IWF
die Weltbank ins Leben gerufen, die langfristig pro-
jektgebundene Entwicklungskredite vergibt. Doch
was oberflächlich betrachtet als ein Ausgleich zum
IWF aussehen mag, erweist sich als Trugschluss.
Denn: Ohne IWF-Mitgliedschaft keine Mitgliedschaft
in der Weltbank, ohne Einhaltung der IWF-Regeln
keine Entwicklungskredite der Weltbank.

Zunächst traten die beiden Zwillingsorganisationen
nach dem Zweiten Weltkrieg kaum in Erscheinung.
Erst mit steigenden Schuldenbergen und besonders
seit den akuten Verschuldungskrisen der 80-er Jahre,
vor allem in Mexiko und Brasilien, wuchsen die
Macht und Bedeutung des IWF enorm. Seit dem
Zusammenbruch des Warschauer Pakts begehrt
kaum noch ein Land gegen die harten IWF-Auflagen
auf. Sogar die ehemals größten Kritiker sind heute
längst Kunden und Bittsteller des IWF geworden.
Unter dem Deckmantel der Globalisierung haben
sich die Kompetenzen der beiden weitgehend anony-
men internationalen Institutionen sogar noch
vergrößert. Wie die Asienkrise verdeutlicht hat, be-
rücksichtigen sie dabei immer stärker nur noch wirt-
schaftliche Interessen.

Seit drei, vier Jahren jedoch formiert sich ein neues,
immer breiteres, weltweites Bündnis von Globalisie-
rungsgegnern, bestehend aus Nichtregierungsorga-
nisationen aller Schattierungen und Gewerkschaften.
Und der Druck gegen die anonymen, kaum kontrol-
lierbaren internationalen Institutionen wächst, wie die
Demonstrationen gegen das Treffen der mächtigen
Welthandelsorganisation WTO 1998 im US-amerika-
nischen Seattle und gegen die Frühjahrstagung 2000
von IWF und Weltbank in Washington gezeigt haben.

Wie die Broschüre „Rohstoff“: Geld. Wer hat, dem
wird gegeben soll auch diese Broschüre zur innerge-
werkschaftlichen Diskussion beitragen und das nicht
selten verwirrende Geschehen in der Weltwirtschaft
und an den internationalen Finanzmärkten transpa-
renter machen.

Günther Dickhausen
Vorsitzender des DGB-Bildungswerkes
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Vom Regen in die Traufe:
Die USA lösen England als
Hauptgläubiger ab

Manchmal scheint sich Geschichte zu wiederholen.
Die Länder Lateinamerikas, vor 170 bis über 180
Jahren völkerrechtlich souverän geworden, zählen
mit ihren fast regelmäßig wiederkehrenden Finanz-
krisen seit jeher zu den größten Schuldnerstaaten
der Welt. Erstmals hatten die Länder dieser Region
von 1825 bis 1827 akute Zahlungsschwierigkeiten.
Damals löste England, das teilweise auch die
Unabhängigkeitskriege finanziert hatte, Spanien und
Portugal als Hegemonialmächte Lateinamerikas ab.

In den 70-er Jahren des vorigen Jahrhunderts erlebte
Lateinamerika bereits seine zweite Verschuldungs-
krise. Damals ging man teilweise mit militärischen
Mitteln vor, um säumige Schuldner zu zwingen, ihren
Zahlungsverpflichtungen nachzukommen. Also lan-
dete  in Mexiko 1861, das seine Schulden- und Zins-
zahlungen für Auslandsschulden eingestellt hatte,
ein französisch-englisch-spanisches Expeditions-
korps. Nachdem die mexikanische Regierung die
Forderungen anerkannt hatte, zogen Engländer und
Spanier bald wieder ab. Die Franzosen aber inthroni-
sierten einen Bruder des österreichischen Kaisers
Franz-Joseph, den Erzherzog Maximilian. Er wurde
1866 hingerichtet, als die USA nach Beendigung des
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amerikanischen Bürgerkrieges die Franzosen ent-
sprechend der Monroe-Doktrin aus Mexiko hinaus-
drängten. 1823 hatte der damalige amerikanische
Präsident James Monroe vor dem Kongress seine
Doktrin verkündet, die sich gegen Interventions-
absichten der ehemaligen europäischen Kolonial-
mächte in den unabhängigen lateinamerikanischen
Republiken wandte.

1890 gerieten Argentinien und Uruguay in Zahlungs-
schwierigkeiten und stellten ihre Schuldentilgung ein.
Dabei trat schon ein Akteur der Finanzwelt in
Erscheinung, der erst vor wenigen Jahren wieder
Schlagzeilen machte, die Londoner Bank Barings
Brothers & Co. Die englische Bank brach 1997 auf-
grund windiger Geschäfte ihres Hongkonger Brokers
Nick Leesen zusammen. Vor gut 100 Jahren jedoch,
als die Bank schon einmal wegen übermäßiger
Kreditvergabe an Argentinien kurz vor dem Bankrott
stand und die britische Regierung eine gefährliche
Ausweitung der Krise befürchtete, konnte das
Bankhaus durch ein Garantiekonsortium gerettet
werden.

Verschuldungskrisen:
Nichts Neues in der Geschichte

Verschuldung und Verschuldungskrisen sind also
keineswegs nur neueren Datums. Während jedoch
Länder wie England und andere europäische Staa-
ten, die USA, Kanada und Australien mit geliehenem
Geld selbsttragende Entwicklungen einleiteten,
mussten die jungen lateinamerikanischen Staaten
zur Ausgleichsfinanzierung auf Auslandskredite zu-
rückgreifen, weil die Preise für ihre Exportwaren bei
gleichbleibendem Preisniveau industrieller Importpro-
dukte fielen. Zudem nutzte die heimische Oligarchie
Auslandskredite häufig für Infrastrukturmaßnahmen,
vor allem für den Bau von Eisenbahnen und zur
Entwicklung der großagrarischen und bergbaulichen
Exportwirtschaft, die vor allem ihr zugute kamen. So
gerieten die lateinamerikanischen Länder bereits im
19. Jahrhundert in eine Schuldenfalle, aus der sie
sich bis heute nicht mehr befreien konnten.

Fast zwangsläufig spitzte sich die Verschuldung
immer wieder zu akuten Finanzkrisen zu. Brasilien

stellte 1898, 1914 und 1930 die Begleichung seiner
Auslandskredite ein. Jedesmal wurden Umschul-
dungsverhandlungen eingeleitet und neue Kredite
gewährt. Und immer dienten die neue Kredite nur der
Bedienung der alten Schulden mit den heute be-
kannten Folgen, dass die Außenschuld und damit
der zukünftige Schuldendienst kräftig weiter anstieg.
1937 schließlich, als aufgrund einer Rezession in
den USA die brasilianischen Exporte drastisch san-
ken, setzte das Land seine Zahlungen für fast drei
Jahre aus und zahlte danach auch nur Beträge im
Rahmen seiner finanziellen Möglichkeiten zurück.

Wieso aber, mag man fragen, haben die Gläubiger
so lange still gehalten und das Land nicht massiv
unter Druck gesetzt? Die Antwort: Damals lösten die
USA Großbritannien, den lange Zeit wichtigsten
Handelspartner Brasiliens, ab, so dass das Vereinig-
te Königreich keine wirtschaftlichen Druckmittel mehr
besaß, um die Schulden einzutreiben. Zwar stamm-
ten damals weit über 60 Prozent der Außenkredite
aus Großbritannien, dem alten Finanzzentrum, aber
die Insel nahm nur noch 5 Prozent der brasiliani-
schen Ausfuhren ab. Bei den USA waren die Ver-
hältnisse inzwischen umgekehrt. Von ihnen stamm-
ten nur etwa 30 Prozent der brasilianischen Kredite,
nahmen aber fast die Hälfte der Exporte des Landes
ab. So begannen die USA gezielt, ihre politische
Hegemonie in Lateinamerika auszubauen.

Monetäre Fesseln unter neuen Vorzeichen

Damals löste die neue Weltwährung Dollar das briti-
sche Pfund nach und nach ab. Gleichzeitig löste die
Pax Americana die vormals britische Hegemonie ab
und neue monetäre Fesseln wurden geschmiedet.
Mit dem Marshall-Plan für Europa, der Militär- und
Wirtschaftshilfe für die Dritte Welt und eine Reihe
von Institutionen und Organisationen wurde ein abge-
stuftes System internationaler Verbindungen geschaf-
fen, das die Hegemonie der USA festigte und zemen-
tierte. Nach dem Zweiten Weltkrieg übernahmen die
USA ohne zu zögern, wie noch nach dem Ersten
Weltkrieg, die Führungsrolle in der Welt. Und wäh-
rend früher Kredite notfalls mit Kanonenbooten und
Expeditionskorps eingetrieben wurden, übernahm
nun der IWF die Funktion des Schuldeneintreibers.
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Mitte der 60-er Jahre gewinnt die Dynamik der Aus-
landsverschuldung der Entwicklungsländer, die durch
den Zweiten Weltkrieg unterbrochen worden war,
wieder langsam an Fahrt. 1960 waren es insgesamt
erst knapp 18 Milliarden US-$; ein Jahrzehnt später
75 Milliarden US-$ und zu Beginn der Ölkrise
1973/74 etwa 110 Milliarden US-$. Bis dahin stamm-
ten diese Auslandskredite fast bis zur Hälfte aus
öffentlichen Quellen. Als dann jedoch die OPEC-
Staaten fast über Nacht die Rohölpreise vervierfach-
ten, flossen rasch Milliarden überschüssiger Petro-
dollars auf die Konten internationaler Banken. Dem
World Economic Outlook des IWF von 1984 zufolge
summierten sich die Nettoüberschüsse der OPEC-
Länder in der Zeit von 1974 bis 1982 insgesamt auf

rund 400 Milliarden US-$. Da sich die Industrieländer
damals in einer Rezessionsphase befanden und das
Geld bei ihnen nicht gewinnbringend angelegt wer-
den konnte, vergaben die Banken immer größere

Kredite an Entwicklungsländer. 1983 stammten
schließlich nicht einmal mehr 30 Prozent der Aus-
landskredite der Entwicklungsländer aus öffentlichen
Quellen.

170 Jahre Schulden:
Gibt es noch Hoffnung für Lateinamerika?

Seit Ende der 50-er Jahre flossen fast jährlich auch
wieder IWF-Bereitschaftskredite und Finanzhilfen für
Exportausfälle nach Lateinamerika. Zunächst jedoch
tröpfelte der Kredithahn nur. Die Kredite überstiegen
allerdings selten einmal 200 Millionen Sonderzie-
hungsrechte-Grenze. Nach der Ölkrise aber kam die
Verschuldungsdynamik auf Touren. Denn auch die

Entwicklungs- und Schwellenländer mussten für ihre
Ölrechnungen immer höhere Beträge aufbringen.
Gleichzeitig stieg der Schuldendienst, d. h. die Zins-
und Tilgungszahlungen, der lateinamerikanischen
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Länder, rasch an. Wenn damit einhergehend die
Exporterlöse genauso gestiegen wären, hätte dies
keine Gefahr bedeutet. Aber der umgekehrte Fall trat
ein, und die durchschnittliche Schuldendienstquote -
das Verhältnis der Zins- und Tilgungszahlungen zu
den Exporterlösen - kletterte in Lateinamerika von 13
(1970) auf über 53 im Jahre 1982 an. Zusätzlich ver-
schärft wurde die latente Finanzkrise 1978 durch die
Hochzinspolitik der USA, die besonders die langfristi-
gen Kredite mit variablen Zinssätzen verteuerte.

Mexiko, Brasilien und andere mittel- und südameri-
kanische Ländern versuchten, die sich anbahnende
Krise mit teuren kurzfristigen Krediten zu meistern.
Aber wie zu erwarten war, spitzte diese kurzsichtige
Finanzpolitik die Zahlungsprobleme nur weiter zu
und veränderte die Schuldenstruktur nachhaltig.
Trotzdem erhielten Mexiko und Brasilien, das 1983
einen Schuldenberg von über 91 Milliarden US-$ vor
sich herschob, noch 1982 weitere Kredite, als andere
Schuldnerländer längst zu Umschuldungen gezwun-
gen waren. Denn: Nicht Zahlen und Fakten sind aus-
schlaggebend für die Krisenträchtigkeit einer Situa-
tion, sondern einzig und allein die Frage, wann
Banker einem Schuldner die Kreditwürdigkeit ab-
sprechen, keine weiteren Kredite mehr fließen und
die Finanzkrise eskaliert.

Am Tropf des IWF: Mexiko und Brasilien

1982 machte folgende Anekdote die Runde: „Pedro
wälzt sich schlaflos im Bett. Morgen muss er Miguel
sein Geld zurückzahlen. Pedro aber besitzt keinen
Pfennig. Maria weiß, was Pedro bedrückt. Sie steht
vor dem Morgengrauen auf, kleidet sich rasch an
und macht sich auf den Weg zu Miguels Wohnung.
Auf mehrmaliges Läuten an der Tür erscheint dieser
schließlich am Fenster. ,Ich bin es, Maria - ich muss
dir sagen, dass Pedro morgen nicht bezahlt.’ Ohne
ein weiteres Wort kehrt Maria nach Hause zurück
und verblüfft Pedro mit der Aussage: ‚Jetzt kannst du
endlich ruhig schlafen, denn nun ist die Reihe an
Miguel.’“

August 1982: Der vermeintlich reiche Erdölstaat
Mexiko, vollgepumpt mit Auslandskrediten, stellt die
Zahlungen an seine ausländischen Gläubiger ein.
Doch anders als bei den finanziell schwer angeschla-
genen afrikanischen oder asiatischen Ländern offen-

bart diese Finanzkrise, dass nicht nur der Schuldner,
sondern auch die Gläubiger in der Klemme stecken.
Denn: Die 83 Milliarden US-$, die Mexiko an Aus-
landsverbindlichkeiten angehäuft hatte, gefährdeten
auch einige Großbanken. Ein Zusammenbruch meh-
rerer Großgläubiger könnte zu einer Kettenreaktion
führen und, so wird befürchtet, das gesamte Welt-
währungs- und -finanzsystem ins Wanken bringen.

Als Mexiko schließlich nicht mehr an ausländische
Gläubigerbanken zahlte, führte dies dazu, dass auch
die Bonität der übrigen lateinamerikanischen Groß-
schuldner überprüft und man bei neuen Kreditverga-
ben vorsichtiger wurde. Das gleichgerichtete Verhal-
ten der Banken als Reaktion auf die Zahlungskrise
eines Schuldnerlandes verschärfte die Krise zuse-
hends, denn nun gerieten auch Brasilien, Argentinien
und Bolivien in Zahlungsschwierigkeiten, da frisches
Geld ausblieb.

Schließlich aber konnten Privatbanken, IWF, Welt-
bank und die Regierungen die Schuldnerländer
durch Umschuldungsverhandlungen den drohenden
Bankrott der Länder abwenden. Die Kreditlaufzeiten
wurden teilweise verlängert, und der IWF stellte für
die am meisten verschuldeten Länder Mexiko, Bra-
silien und Argentinien milliardenschwere Kredite
bereit und griff Chile, Bolivien, Uruguay und Ekuador
mit etlichen weiteren Hundertmillionen unter die
Arme.

Mitte 1983 war die akute Gefahr für das Weltfinanz-
system abgewendet. Aber die Schulden des Konti-
nents hatten noch längst nicht seinen Höchststand
erreicht. Sie kletterten von über 330 Milliarden US-$
1982 auf fast 450 Milliarden US-$ 1987 und sanken
erst danach langsam wieder. •
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Nichts Neues am Wirtschaftshimmel

Das Weltwirtschaftssystem in seiner heutigen Form
ist gerade 55 Jahre alt. Auch wenn wichtige Ele-
mente des Abkommens von 1944 inzwischen außer
Kraft gesetzt sind, funktioniert die Weltwirtschaft heu-
te noch weitgehend nach den Gesetzen von damals.
Nur bestimmen heute andere Akteure das Gesche-
hen: Multinationale Konzerne, die an keinen Staat
und nationale Grenzen gebunden sind, Spekulanten
und Börsenhaie profitieren nun von Bestimmungen
und Regeln, die vor etlichen Jahrzehnten entwickelt
wurden.

Als sich der Sieg der Alliierten über Hitler-Deutsch-
land abzuzeichnen begann, trafen sich die späteren
Siegermächte im Juli 1944 im hinterwäldlerischen
Kurort Bretton Woods im US-Bundesstaat New Hamp-
shire, um das internationale Wirtschaftssystem neu zu
regeln. Die Erfahrungen der 30-er Jahre mit den Wäh-
rungszusammenbrüchen, der Massenarbeitslosigkeit
und der fortschreitenden Verelendung - in Deutsch-
land schließlich im Faschismus endend - waren allen
noch präsent. Das Wirtschaftsdrama des Jahrhun-
derts, die große Depression, sollte sich nicht wieder-
holen. In nur drei Jahren von 1929 bis 1932 halbierte
sich der Welthandel im Anschluss an den „Schwar-
zen Freitag“, als die New Yorker Börse ihre Talfahrt
antrat, die Preise kollabierten und überall hohe Zoll-
mauern errichtet wurden. Jeder glaubte, sich vor den
Produkten des Nachbarn schützen zu müssen. Zwar
versuchten die USA schon 1934, durch entspre-
chende Abkommen auf Gegenseitigkeit die Grenzen
zu öffnen, aber es sollte noch mehr als ein Jahrzehnt
dauern, bis die Schutzzölle verschwunden waren.

Als das Ende des Zweiten Weltkriegs noch gar nicht
abzusehen war, hatte man in den USA schon Pläne
für eine neue Welthandels- und Weltwährungsord-
nung erarbeitet. Sie zielten darauf ab, künftig Wirt-
schaftskrisen, wie die der 30-er Jahre zu verhindern
und zugleich die weltweite Expansion des US-Kapi-
tals zu sichern. Freier Welthandel, feste Wechsel-
kurse und Gleichbehandlung der Handelspartner -
über diese Eckpunkte der neuen Ordnung herrschte
bald Einigkeit unter den großen Handelsnationen.
Allerdings blieben die Mechanismen, wie beispiels-
weise Zahlungsbilanzdefizite abzubauen wären, lan-
ge Zeit strittig.

Die Amerikaner bestimmen den Kurs.
Oder: Allein die Schuldner tragen die
Anpassungslasten

Nach den Vorstellungen des britischen Wirtschafts-
wissenschaftlers und späteren Verhandlungsführers
John M. Keynes sollten Ungleichgewichte in nationa-
len Zahlungsbilanzen von einer Zentralstelle ausge-
glichen werden. Dazu sollte ein neu zu schaffendes
internationales Buchgeld - „Bancor“ genannt - ge-
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Harry Dexter White (links) und John Maynard Keynes beim Treffen

des International Monetary Fund’s Board of Governors in Savanah,
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schaffen werden, in das Überschüsse und Defizite
umgerechnet würden. Mit den „Bancor“-Guthaben
der Überschussländer könnten dann die Zahlungs-
bilanzdefizite finanziert werden. Die Schulden einzel-
ner Länder wären Keynes zufolge durch so genannte
Länderquoten begrenzt. Aber auch die Gläubiger
würden nach den Plänen des Briten in die Pflicht
genommen und zwar, indem sie progressiv steigen-
de Abgaben zur Schaffung des „Bancor“ zu entrich-
ten hätten.

In den USA, die sich in Zukunft als Land mit hohen
Zahlungsbilanzüberschüssen sahen, stieß der Plan
auf wenig Gegenliebe. Der US-amerikanische Ge-
genvorschlag bürdete allein den Schuldnerländern
die Anpassungslasten auf. Der nach dem amerikani-
schen Delegationsleiter Harry Dexter White genann-
te Whiteplan sah zwar auch Kredite zum Zahlungs-
bilanzausgleich für Schuldnerländer vor. Gleichzeitig
wollte er dem neu zu schaffenden internationalen
Fonds, der von den Mitgliedsländern nach einem
Quotensystem finanziert werden sollte, Instrumente
an die Hand geben, um das Defizitland zur Zah-
lungsdisziplin zu zwingen.

Die Briten konnten sich in Bretton Woods mit ihren
Vorstellungen nicht durchsetzen. Die USA, die das
Britische Empire als führende Wirtschaftsmacht der
Welt längst abgelöst hatten, setzten sich in fast allen
Punkten durch. Der US-$ - schon damals wurden

fast alle Handelsgeschäfte in Dollar abgewickelt -
wurde zur Leitwährung der Welt und verschaffte der
US-Regierung die Möglichkeit, „Greenbacks“ in un-
begrenzter Menge zu drucken.

IWF und Weltbank: Das harte und das
weiche Monster

Die Konferenz von Bretton-Woods endet mit einem
Abkommen über ein Weltwirtschafts- und -finanzsys-
tem, das voll und ganz auf die amerikanischen Inter-
essen und Wünsche zugeschnitten war. Die Vor-
stellungen der übrigen 43 Teilnehmernationen,
einschließlich der Sowjetunion, blieben fast unbe-
rücksichtigt. Die Sowjetunion trat dem Abkommen
daher nicht bei. Auch die spezifischen Interessen der
Entwicklungsländer blieben außen vor, zumal der
Großteil der heute als Entwicklungsländer bezeich-
neten Staaten damals noch Kolonien waren und die
Mehrheit der Weltbevölkerung von den Verhandlun-
gen ausgeschlossen war.

China und Indien, die britische Kronkolonie, waren in
Bretton Woods zwar vertreten, fanden mit ihren An-
liegen jedoch kein Gehör. Indiens Antrag, den Pas-
sus, der Fonds solle „ökonomisch unterentwickelte
Länder bei der besseren Nutzung ihrer Ressourcen
unterstützen“, wurde in den Zielkatalog nicht aufge-
nommen. Das Argument: Der IWF sei eine Organisa-
tion mit währungspolitischen Funktionen.

Neben dem IWF, zuständig für kurzfristige Zahlungs-
bilanzhilfe, wurde komplementär die Weltbank,
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zuständig für langfristige projektgebundene Entwick-
lungskredite, ins Leben gerufen. Dabei wurden Neu-
linge, unabhängig gewordene Kolonien beispiels-
weise, quasi automatisch in die kapitalistische Wirt-
schaftsordnung integriert, indem die Reihenfolge, in
der sie dem Abkommen beitreten könnten, klar fest-
gelegt war. Denn: Ohne IWF-Mitgliedschaft keine
Mitgliedschaft in der Weltbank, ohne Einhaltung der
IWF-Regeln keine Entwicklungskredite der Weltbank.

Der IWF: Vom Währungshüter zum
Finanzpolizisten

Und im IWF war und ist die Vorherrschaft und
Machtposition der Industrieländer, vor allem der

USA, durch nichts zu gefährden. Ein Quotensystem,
anders als etwa bei UN-Organisationen, bei denen
das Prinzip ein Land - eine Stimme gilt, sichert den
G7-Ländern und den übrigen Mitgliedsländern der
Europäischen Union eine Quote von über 56 Pro-
zent. Allein die USA verfügen über 17,8 Prozent der
Stimmrechte. Nach wie vor können die US-Ameri-
kaner damit jede Veränderung der Quoten - 85% der
Stimmen sind dafür erforderlich - blockieren.

Die Entwicklungsländer, die längst die große Mehr-
heit der Fonds-Mitglieder stellen, haben kaum eine
Bedeutung im IWF. Denn: Die so genannten Quoten,
nach denen sich Einzahlungsverpflichtungen, Kredit-
möglichkeiten und Stimmrechte bemessen, werden
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auf Grundlage des Volkseinkommens, der Reserven
an Gold und Devisen, des Außenhandels sowie der
Exportabhängigkeit eines Landes berechnet. Die
Quoten spiegeln somit die wirtschaftliche Vormacht-
stellung der Industrieländer wider und zementieren
sie gleichsam.

Im obersten Organ des Fonds, im Gouverneursrat
und im Exekutivdirektorium, der die laufende Ge-
schäftsführung inne hat, wird die ungleiche Stimmen-
verteilung wirksam. Auf formelle Abstimmungen oder
gar Kampfabstimmungen wird daher im Exekutiv-
direktorium, das mit 24 Direktoren besetzt ist, in der
Regel verzichtet. Dies ist nun keineswegs Ausdruck
einer grundlegenden allgemeinen Übereinstimmung,
sondern vielmehr Einsicht in die Gegebenheiten. Es
will sich schließlich keines der Entwicklungsländer
unvermeidliche Niederlagen einhandeln und das
Gesicht verlieren.

Konditionalität oder: Mit den Krediten
steigen die Auflagen

Basis und Hauptaufgabe des IWF war, so die Idee
von Bretton Woods, mit Überbrückungskrediten den
Mitgliedsländern bei kurzfristigen Finanzproblemen
zu helfen, um eine Beeinträchtigung des Handels-
und Finanzverkehrs zu verhindern. Dafür wurde
jedem Land entsprechend seiner Quote ein so ge-
nannter Ziehungsspielraum eingeräumt. 25 Prozent
dieser Quote müssen vom betreffenden Land bei
Aufnahme in den IWF eingezahlt werden und zählen
weiterhin zu den Devisenreserven des Landes.
Diese sogenannte Gold- oder Reservetranche kann
bei Zahlungsbilanzproblemen auflagenfrei in An-
spruch genommen werden. Grundsätzlich können
dann vier weitere 25-Prozent-Tranchen „gezogen“
werden. Mit jedem neuen Kredit aber zieht der IWF
die Daumenschrauben an und verschreibt immer
detailliertere Auflagen. In einer Absichtserklärung
müssen sich die Kreditnehmer zu weitreichenden
wirtschaftspolitischen Änderungen verpflichten.

Über dieses Bereitschaftskreditabkommen hinaus
hat der Fonds zusätzliche, besondere „Finanzie-
rungsfenster“, so genannte Fazilitäten wie die Ex-
perten sagen, eingerichtet. Rohstoff exportierende
Länder beispielsweise nehmen eine kompensatori-
sche Finanzierungsfazilität in Anspruch, wenn sie
aufgrund eines Preisverfalls ihres Hauptexportpro-

duktes in Zahlungsschwierigkeiten geraten. Und
während der Ölkrise in den 70-er Jahren wurde eine
Ölfazilität für besonders hart von den Ölverteuerun-
gen betroffene Staaten geschaffen. Schließlich kön-
nen auch Kredite aus so genannten Sonder-
ziehungsrechten (SZR) beantragt werden. Der Wert
eines SZR errechnet sich aus dem Wert eines
„Währungskorbes“, der die fünf wichtigsten westli-
chen Währungen, den US-$, die DM, das britische
Pfund, den französischen Franc und den japani-
schen Yen, enthält.

Der IWF: Profiteur der
Verschuldungskrise

Noch Ende der 70-er Jahre hatte der IWF längst
nicht soviel Macht und Bedeutung wie heute. „Erst
die Verschuldungskrise der 80-er Jahre in der Dritten
Welt“, schreibt Rainer Tetzlaff in seinem Buch Welt-
bank und Währungsfonds - Gestalter der Bretton-
Woods-Ära, „hat den IWF paradoxerweise zu dem
werden lassen, was er heute ist: zu einem internatio-
nalen Kooperations- und Beraterregime zur Behe-
bung der Überschuldungsprobleme durch Struktur-
anpassungsprogramme (...) Aus der Perspektive der
hochverschuldeten Staaten der Dritten Welt ist der
IWF (...) ein gnadenloser Interessenverteter der im-
perialistischen Gläubigerstaaten, der mit Zuckerbrot
und Peitsche die abhängigen Länder zur marktwirt-
schaftlichen Räson zu bringen versucht“. •
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Schuldenländer:
Die Kritik an den SAP’s ist fast verstummt

Harmlose 18 Milliarden US-$ Schulden hatten die
Länder der Dritten Welt 1960 angehäuft, 1970 schlu-
gen 75 Milliarden US-$ zu Buche und 1973 bereits
112 Milliarden US-$. Seit der Ölkrise beschleunigte
sich die Verschuldung dann weiter erheblich und
1980 erreichte der Schuldenstand der Dritten Welt
dann bereits 607 Milliarden US-$. Als Mexiko und
Brasilien sich dann 1982 für zahlungsunfähig erklär-
ten und die Welt am Rande des finanziellen Ruins
stand, wurde eine grundsätzliche Wendung im Nord-
Süd-Verhältnis eingeleitet.

Mit dem Amtsantritt von Ronald Reagan in den USA
und Magret Thatcher in Großbritannien begann dann
in der westlichen Wirtschaftspolitik ein neuer Wind zu
wehen. Beide setzten auf die Kräfte des Marktes.
„Strukturwandel“ lautete nunmehr die Devise, mit der
die Schuldnerländer auf westlichen Kurs gebracht
werden sollten. Die Forderungen der Entwicklungs-
länder nach einer neuen Weltwirtschaftsordnung mit
einer Stabilisierung der Rohstoffpreise, Kontrolle der
Multis und einer Umverteilung zugunsten des Sü-
dens hatten angesichts der Mehrheitsverhältnisse in
den Entscheidungsgremien des IWF keine Chance.
Es galt einzig und allein die Devise, die Fähigkeit des
Südens wiederherzustellen, die Schulden an die
internationalen Banken zurückzuzahlen. So hob die
Weltbank eine neue Kreditart aus der Taufe: Struk-
turanpassungskredite. Formal sind diese Kredite
nicht an ein entsprechendes Abkommen mit dem
IWF gebunden, de facto aber gilt: Ohne vorheriges
Übereinkommen („Letter of Intent“) mit dem IWF gibt
es keine Weltbank-Kredite. So verweigerte die Welt-
bank beispielsweise Tansania 1981/82, Mauritius
1982 und Peru 1984 Darlehen, weil sie sich vorher
nicht mit dem Fonds hatten einigen können. Ohne
„Gütesiegel“ des IWF gibt es weder Umschuldungen
noch Schuldenerleichterungen und schon gar keine
neuen Kredite von Privatbanken.

Diesem „Nötigungsmechanismus“, wie ihn Rainer
Tetzlaff nennt, haben sich die Entwicklungsländer
lange Zeit zu entziehen versucht. Bis Ende 1983 hat-
ten erst 15 Länder diese neue Kreditart in Anspruch

genommen. Besonders Burkina Faso unter Präsident
Thomas Sankara, Tansania unter Julius Nyerere,
das sandinistische Nicaragua und Titos Jugoslawien,
aber auch China, Vietnam, Peru, Ghana und Guinea,
Ägypten, Chile, Guinea-Bissau, Algerien, Zimbabwe
und Äthiopien führen einen Kurs gegen die IWF-
/Weltbank-Politik. Sie alle beschritten in den 70-er
und 80-er Jahren einen „dritten“, von den beiden
Machtblöcken unabhängigen Weg. Nyerere etwa
beugte sich dem Diktat der Bretton-Woods-Zwillinge
nicht und zog es vor, als Staatspräsident zurückzu-
treten.

Die Nötigungspolitik kann ungehindert
umgesetzt werden

Davon ist heute kaum etwas geblieben. Besonders
seit dem Zusammenbruch des Warschauer Paktes
bröckelte die Front gegen die Nötigungspolitik aus
Washington immer mehr. Heute sind auch die
größten Kritiker längst Kunden und Bittsteller der
Bretton-Woods-Institutionen. Kaum ein Land begehrt
heute gegen die Auflagen auf, die allen Staaten fast
nach demselben Muster auferlegt werden und fünf
grundlegende Politikkorrekturen beinhalten:

12

Strukturanpassungsprogramme:
Entwicklungsländer auf westlichen Kurs trimmen

�

��

��

��

��

��

��

��

	�


�

��
�������������

��������������������

������� �����
����!���
��

"��##�$�%�#�
���&�'()��

	

�
	� �
	� �
	� �
	
 �

� �

� �

� �

�

��������	�
����
��
�����������������

�


*

3 Strukturanpassungsprogramme



- Nachfragedrosselung und Kürzungen der Staats-
ausgaben

- Abwertung der nationalen Währungen
- Abbau von Handelsbeschränkungen und verbes-

serter Exportanreiz
- Deregulierung von Märkten und Preisen, oft gleich-

bedeutend mit dem Subventionsabbau von Grund-
bedarfsartikeln für die Armen

- Privatisierung und institutionelle Reformen in der
staatlichen Verwaltung und den Staatsbetrieben,
was häufig erhebliche Entlassungen zur Folge hat.

Grundsätzlich wird von den Strukturanpassungs-
Befürwortern die Meinung vertreten, dass bei dau-
ernder übermäßiger Verschuldung gespart werden
müsse. Sicherlich ist es richtig, dass auch ein Land
nicht lange Zeit „über seine Verhältnisse leben“
kann. Aber besonders in Schwarzafrika, einigen
Ländern Hinterindiens und Lateinamerika zeigt sich,
dass die von den Bretton-Woods-Institutionen aufer-
legte Medizin nicht zu den gewünschten Zielen führt.
Vielmehr fallen diese Länder immer weiter zurück.
Zwar wurden die kurzfristigen Zahlungsbilanzpro-
bleme und die Budgetdefizite verringert und teilweise
auch die Inflationsraten gesenkt, die sozialen und
ökologischen Folgen der Anpassungsprogramme
waren und sind allerdings oftmals verheerend.

Afrika:
Alarmierende Berichte über die Auswirkun-
gen der SAP’s auf die Ärmsten der Armen

Ghanas wirtschaftlicher Niedergang erreichte 1983
seinen Tiefpunkt. Seit Beginn der 70-er Jahre war
das Bruttoinlandsprodukt um fast ein Drittel, die Ex-
porte zur Hälfte und die Löhne um fast 80 Prozent
gesunken. Vor diesem Hintergrund beschlossen
Ghana und der IWF ein Strukturanpassungspro-
gramm, das zunächst bis 1987 angelegt war und ein
Volumen von 817 Millionen US-$ umfasste.

Seit nunmehr über 15 Jahren befolgt das westafrika-
nische Land die IWF-Auflagen penibel und galt lange
Zeit als Musterknabe mit jährlichen Wachstumsraten
von vier bis fünf Prozent. Die Agrarproduktion ver-
vielfachte sich, die Exporte, besonders tropische Höl-
zer, steigen ... Nach reinen Wirtschaftsdaten betrach-
tet, ist das Programm ein voller Erfolg.

Nur, was haben die „Normal“-Ghanaer bis jetzt davon
gehabt? Im Grunde genommen hat das Anpassungs-

programm den Menschen nur Verschlechterungen
gebracht. Es gab Massenentlassungen, die Zahl der
subventionierten Grundversorgungsmittel wurde von
23 auf 8 reduziert, die Bildungsausgaben wurden
gekürzt, im Gesundheitswesen muss vor der Be-
handlung gezahlt werden und das durchschnittliche
Jahreseinkommen beträgt seit 15 Jahren unverän-
dert rund 400 US-$. Die ländliche Armut verzeichne-
te einen rasanten Anstieg und kletterte von 1980 bis
1990 von 37 auf 54 Prozent.

„Wachstum ohne Entwicklung“ geißelt die Opposition
die Auswirkungen des Programms. Und die Welt-
bank hat berechnet, dass es noch 20 Jahre dauern
wird, bis der „Durchschnitts-Ghanaer“ endlich die
Armut hinter sich lassen werde. Voraussetzung dafür
ist, dass das Wirtschaftswachstum weiter auf jetzi-
gem Niveau anhält.

Spätestens Anfang der 90-er Jahre wurde das ganze
Ausmaß der verfehlten IWF- und Weltbank-Politik
sichtbar. Zahlreiche Fallstudien belegen das erschre-
ckende Absinken der Dienstleistungen in den Berei-
chen Bildung und Gesundheit für die ärmsten Bevöl-
kerungsschichten der ärmsten Länder, vor allem in
Afrika. Einer UNCTAD-Studie zufolge sank der Mit-

telwert der Staatsausgaben für Bildung von 3,3 Pro-
zent in den Jahren 1981-1986 auf 2,6 Prozent für
den Zeitraum 1987-1990.

Schon Ende der 80-er Jahre verurteilten UNICEF und
andere Organisationen die Anpassungsprogramme
auf das Schärfste, wobei UNICEF besonders auf die
sich ständig verschlimmernde Situation der afrikani-
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schen Kinder hinwies. Zu ähnlichen Ergebnissen kam
1993 eine Untersuchung der britischen Hilfsorga-
nisation Oxfam. Dem Bericht zufolge haben sich bei-
spielsweise die Verbraucherpreise in Sambia inner-
halb von nur acht Monaten verdoppelt und sich die
Zahl der unterernährten Kinder von fünf auf 20 pro
100 erhöht. Nach Ansicht von Oxfam war die Anpas-
sungspolitik der Bank dafür verantwortlich, dass viele
Länder des Kontinents 1990 pro Kopf weniger für das
Gesundheitswesen ausgaben als in den 70-er Jah-
ren.

Der Least Developed Countries Report von 1995 ur-
teilt: „Es ist ein schwerwiegender Fehler in der An-
lage der Strukturanpassungsprogramme, dass die
Budgets für Gesundheit und Erziehung nicht von der
allgemeinen Sparpolitik ausgenommen werden. Kür-
zungen dieser Art wirken sich unausweichlich nega-
tiv auf die soziale Lage aus, und das wiederum hat
Folgen für die wirtschaftliche Produktivität menschli-
cher Ressourcen.“

Lateinamerika:
Die 80er Jahre - das verlorene Jahrzehnt

Seit 1982 hatte die Region einen finanziellen Ader-
lass für die folgende Dekade zu verzeichnen, der von
Experten mit weit über 200 Milliarden US-$ geschätzt
wird. Bis Ende 1990 summierte sich der Nettores-

sourcentransfer (NRT) - Geldzuflüsse wie Kredite,
Direktinvestitionen und Finanzierungszuschüsse mi-
nus Abflüsse wie Zinszahlungen und Gewinnüber-
weisungen - auf 163 Milliarden US-$. Hinzu kamen
eine nicht näher bezifferbare illegale Kapitalflucht.

Die mit den Krediten verordneten SAP’s verlangsam-
ten das Wirtschaftswachstum zudem deutlich, so
dass bei einem Bevölkerungswachstum von etwa 2,1
Prozent das Pro-Kopf-Einkommen unter das Niveau
von 1980 sank. Während der década perdida,
während des verlorenen Jahrzehnts verschlechterte
sich die Situation der öffentlichen Haushalte vieler
Länder zusehends und die Schere zwischen Arm
und Reich öffnete sich immer weiter.

Lange Zeit propagierte die Weltbank, dass bei Wirt-
schaftswachstum als Folge gelungener Strukturan-
passung letztlich auch die Masse der Bevölkerung
profitieren würde. Vom „trickle-down“-Effekt, vom
Durchsicker-Effekt sprachen die Experten, der auch
die Armen erreichen werde. Eingehende Untersu-
chungen belegen aber, dass das Gegenteil eintrat. In
Chile beispielsweise, dem Erfolgsmodell wirtschaftli-
cher Strukturanpassung, stieg die Armut von 17
Prozent (1970) auf über 38 Prozent der chilenischen
Haushalte an und pendelt heute um rund 35 Prozent.
In Argentinien, in Costa Rica, Guatemala, Peru,
Venezuela, Brasilien - praktisch in allen lateinameri-
kanischen Ländern, in denen Strukturanpassungs-
programme durchgeführt wurden, stieg die Armut
erheblich an.

Nach Untersuchungen der Wirtschaftsorganisation
der Vereinten Nationen für Lateinamerika (CEPAL)
erhöhte sich die Zahl der in Armut lebenden Men-
schen vor allem in den Metropolen und urbanen Zen-
tren, während die Anzahl in den ländlichen Gebieten
konstant blieb. In den 80-er Jahren trat „damit ein
signifikanter Strukturwechsel des Phänomens Armut“
gegenüber den 70-er Jahren ein, dessen Ursachen
vor allem im starken Verstädterungsprozess gese-
hen wurde. Vor allem in den rasch wachsenden
Slums steigt das soziale Konfliktpotenzial.

Die Bewohner der Elendsviertel haben kaum Chan-
cen auf Eintritt in den Arbeitsmarkt. Die modernen
produktiven Wirtschaftsbereiche sind nicht in der
Lage, das nachwachsende Heer an Arbeitssuchen-
den aufzunehmen. Ihnen bleibt nur der Versuch, als
Zigaretten- oder Lebensmittelhändler, als Schuhputzer
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oder sonstiger kleiner Dienstleister zu überleben.
Aber in vielen lateinamerikanischen Städten ist auch
der sogenannte informelle Bereich bereits gesättigt
und besonders alleinerziehende Mütter sowie alte
und kranke Menschen haben es oft mehr als schwer.

Die Asienkrise:
Was kommt nach der „Großen
Depression“?

Die Schlagzeilen zur wirtschaftlichen Entwicklung in
Südostasien sind heute längst nicht mehr so düster
wie noch vor einem Jahr. Die Wachstumsprognosen
liegen inzwischen im moderaten Plusbereich - und
doch, so liest man in den Wirtschaftsgazetten, könne
auch wieder alles ganz anders kommen. Die massi-
ve Wirtschaftskrise in Südostasien, die die Weltwirt-
schaft 1997/98 an den Rand des Kollapses brachte,
ist noch längst nicht vergessen und überwunden.
Und die sozialen, gesellschaftlichen und politischen
Folgen sind noch nicht überschaubar wie besonders
das Beispiel Indonesien deutlich macht.

Möglicherweise hat die Marktteilnehmer am meisten
erschüttert, dass sie die Krise nicht prognostiziert
haben. Vor allem der Internationale Währungsfonds
hat eine unrühmliche Rolle gespielt. Er habe die
Krise nicht vorausgesehen, die falschen Maßnahmen
verordnet und die große wirtschaftliche Not nicht ver-
hindert, stellt Heribert Dieter in seinen Buch Die
Asienkrise. Ursachen, Konsequenzen und die Rolle
des Internationalen Währungsfonds fest. Es schien,
als glaubte damals jeder, die extrem lange Auf-
schwungsphase mit häufig zweistelligen Wachstums-
raten, werde nie zu Ende gehen. Noch im April 1997
bescheinigten IWF-Direktoren beispielsweise Süd-
korea eine beeindruckende gesamtwirtschaftliche
Entwicklung. Wenige Monate später, am 21. No-
vember 1997 bat Koreas Regierung den IWF um
Hilfe als der koreanische Won auf ein Rekordtief
gefallen war.

Ausgelöst wurde die Krise in Südostasien durch
Währungspekulationen gegen den thailändischen
Baht. Er wurde innerhalb eines Jahres, von Juni
1997 bis Juni 1998, um fast 40 Prozent gegenüber
dem US-$ abgewertet. Und mit dem Baht kamen
auch die Währungen von Indonesien, Malaysia, den
Philippinen und Südkorea unter Druck. Die indonesi-
sche Rupie verlor im selben Zeitraum wie der Baht
gegenüber dem US-$ fast 85 Prozent an Wert und

die Währungen Malaysias und der Philippinen wur-
den um über 35 Prozent abgewertet.

Unhaltbare Handels- und Haushaltsdefizite, unsolide
wirtschaftende Banken, ein spekulativer Immobilien-
boom, Fehler in der Wechselkurspolitik, Korruption,
mangelnde Infrastruktur - Erklärungen für die ,selbst-
verschuldete’ Krise, wie man im Westen meinte, hat-
te man schnell parat. Übersehen wurde dabei gern,
dass auch externe Faktoren eine wichtige Rolle
spielten. Für Heribert Dieter hat „die Kombination
von liberalisierten Finanzmärkten in Verbindung mit
einer florierenden Wirtschaft ... zu einer gefährlichen
Kombination geführt.“ Denn: Nicht die Höhe der
Verschuldung, die sich nach Weltbank-Kriterien in
einem vertretbaren Rahmen hielt, sondern die immer
kürzeren Laufzeiten der Kredite mit denen sich vor
allem Unternehmen der Region eindeckten, haben
die Voraussetzungen für die Krise geschaffen.

Als dann zunächst der Baht und schließlich in sei-
nem Schlepptau fast alle übrigen südostasiatischen
Währungen abgewertet wurden, gerieten die ver-
schuldeten Privatunternehmen und Banken in die
Krise. Hinzu kam, dass in Südostasien die öffentliche
Nachfrage zusammenbrach, massiv ausländische
Gelder abgezogen und Investitionen zurückgestellt
wurden.

So schaukelte sich die Krise hoch und rief schließlich
den IWF auf den Plan. Er stellte nicht nur umfangrei-
che Kredite bereit, sondern war wie so oft Wegbe-
reiter für Kredite anderer privater sowie öffentlicher
Geber. Und wie immer zuvor wurden die Kredite für
Thailand, Indonesien und Südkorea mit Auflagen
versehen. „Sie wurden zur Akzeptierung der Pro-
gramme gezwungen,“ schreibt Heribert Dieter. „man
kann dies als schlechten Stil bezeichnen. Es ist aber
nicht völlig unverständlich, dass das Vorgehen des
IWF in den Krisenländern als neokolonialistisch ver-
standen wird“.

Nach Ansicht von Heribert Dieter haben die IWF-
Auflagen, die vor allem die Verringerung staatlicher
Ausgaben, Restrukturierung des Finanzsektors und
verstärkte Privatisierungen vorsehen, die Krise sogar
noch verschärft. In Indonesien habe die angeordnete
Schließung von 16 Banken zu einer Panik geführt,
weil die Sparer glaubten, es würden noch wesentlich
mehr Geldinstitute geschlossen werden. Der An-
sturm auf die Banken und die Kürzung staatlicher
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